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In anderen Ländern gelten der
Porsche oder dieVilla am See als
Luxus. Eben das,was sich nurdie
Reichen und Schönen leisten
können. In denUSA ist schon die
Kinderbetreuung ein Luxusgut.
Das Problem ist sogar so gross,
dass nunUS-Präsident Joe Biden
eingreift.

Fast ein Viertel ihres Einkom-
mens muss eine Familie in den
USA im Schnitt für einen Kita-
Platz ausgeben. In Phoenix im
Bundesstaat Arizona kostet ein
Kita-Platz ungefähr ein Fünftel

eines durchschnittlichenGehalts
in der Fertigungsbranche, rech-
net die «NewYork Times» vor.

Nicht nur fürdieEltern,die das
alles irgendwie bezahlenmüssen,
ist das problematisch – sondern
zunehmend auch für die Wirt-
schaft. Konkret: vor allem fürden
Fachkräftemangel in der Chip-
industrie. Denn die verliert gut
ausgebildete Mitarbeitende oder
kann sie erst garnicht für sich ge-
winnen,weil diese die Kinderbe-
treuung selbst übernehmen und
zu Hause bleiben.

Dasmuss sich ändern,dachte sich
auch Joe Biden.Seine Idee: Erwill
Unternehmen in dieser Branche
auffordern, ihrenMitarbeitenden
Kinderbetreuung anzubieten.Der
Deal: Chipproduzenten bekom-
men imGegenzugMilliardensub-
ventionen. Quasi Geld gegen Be-
treuung. Das gab das US-Han-
delsministerium bekannt.

Hersteller, die mehr als
150 Millionen Dollar an Förder-
mitteln beantragen,müssen etwa
eine «erschwingliche und quali-
tativ hochwertige Kinderbetreu-

ung garantieren», so steht es in
demPapierdesMinisteriums.Das
kann zumBeispiel durch eineBe-
triebs-Kita geschehen. Oder in-
dem Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiterZuschüsse ausgezahlt be-
kommen.

Schlecht bezahlte Jobs
Die Kinderbetreuung wird da-
durch zumPolitikum. In denUSA
sind Eltern bei derKinderbetreu-
ung komplett auf sich allein ge-
stellt. Erst mit der Vorschule im
Altervon fünf Jahren beginnt die

staatlich finanzierte Schullauf-
bahn. Fördermittel gibt es nur
begrenzt, etwa für Familien mit
niedrigen Einkommen.

Kleinkinderzieherinnen gehö-
ren in den USA zu den am
schlechtesten bezahlten Arbeit-
nehmerinnen des Landes. In der
Pandemie hörten viele von ihnen
ganz auf und wechselten die
Branche. Das verschärfte das
Problem der nicht bezahlbaren
Kita-Plätze zusätzlich.

Der Mangel an erschwingli-
chen und zugänglichen Kinder-

betreuungseinrichtungen sei «ei-
nes dergrösstenHindernisse,das
Amerikaner – und insbesondere
Frauen» – davon abhalten wür-
de, zu arbeiten, so das Handels-
ministerium.

Das bekräftigt derNobelpreis-
träger undÖkonom Joseph Stig-
litz auf Twitter: Der Mangel an
Kinderbetreuung stelle ein be-
deutendes Hindernis für die Er-
werbsbeteiligung dar, insbeson-
dere in den Hightechbranchen.

Paulina Würminghausen

Auch in den USA sind Kitas ein Politikum
Fachkräftemangel US-Präsident Joe Biden will Unternehmenmit Subventionen dazu bringen, Kinderbetreuung anzubieten.

Bundesrat begrüsst
Windpark-Pläne

Der Bundesrat begrüsst die Pläne
einer Nationalratskommission, mit
einem dringlichen Gesetz mehr
Tempo in die Bewilligungen von
Windenergieparks zu bringen. Er
schlägt jedoch Präzisierungen vor.
Die Bestimmungen zur Beschleuni-
gung sollten nicht nur für die
Baubewilligungen, sondern auch
für allfällige damit zusammenhän-
gende Bewilligungen in der Kompe-
tenz der Kantone gelten. So könn-
ten unterschiedliche Rechtswege
und parallele Verfahren verhindert
werden, hielt der Bundesrat in
seiner Stellungnahme zu einer
Initiative aus dem Parlament fest.
Am 23.Januar hatte die Umwelt-
kommission des Nationalrats den
Entwurf eines Bundesgesetzes
über die Beschleunigung der
Bewilligungsverfahren für Wind-
energieanlagen vorgestellt. Sie will
damit Einsprachemöglichkeiten
gegen Baubewilligungen ein-
schränken. Der Gesetzesentwurf
orientiert sich an der Solaroffensive
der eidgenössischen Räte. (SDA)

Stefan Häne

Herr Schmid, Sie forschen seit
2018 zurWindenergie in der
Schweiz.Welche Erkenntnis hat
Sie ammeisten überrascht?
DerVergleichmit unserem euro-
päischen Umland. Dort dauert
ein durchschnittliches Wind-
energie-Planungs- und -Bewil-
ligungsverfahren etwa 3,5 Jahre.
Bei uns hingegen etwa 15 Jahre.

Politikerwollen nun die
Windkraft schneller ausbauen
–mit der LexWindkraft.
Eine gute Idee?
Sie ist ein geeignetes Mittel zur
Verkürzung der Verfahren. Um
die Ziele der Energiestrategie
2050 zu erreichen, dauert der
Prozess der Planungs- und Be-
willigungsverfahren heute zu
lang.Aber hier sind insbesonde-
re die Kantone gefragt. Sie sind
gesetzlich verpflichtet, rasche
Verfahren vorzusehen. Davon
siehtman aberheute nochnichts.
Es gibt noch andere Probleme.

Welche?
Zum Beispiel das Problem der
Transparenz. Entwickler von
Windprojekten halten oft Pla-
nungs- und finanzielleDetails ge-
heim, aus Angst, diese könnten
derGegnerschaft Argumente lie-
fern. Das ist eine unnötige Frus-
tration,denn schliesslichmüssen
die Projekte vor der Bevölkerung
bestehen. An Subventionen ge-
koppelte Offenlegungspflichten
auf kantonaler Ebenewären hier
sicherlich eine Überlegungwert.

Die LexWindkraft ist
umstritten: Einsprachen gegen
die Baubewilligung sind nur
bei einer kantonalen Instanz
möglich. Und sie können nur
noch dann ans Bundesgericht
weitergezogenwerden,
wenn sich eine Rechtsfrage
von «grundsätzlicher
Bedeutung» stellt.
Was diese Rechtsfrage genau be-
deutet, muss zuerst festgelegt
werden, wohl durch einen Ge-
richtsentscheid. Wenn das Ziel
die Verkürzung der Verfahren
bleibt, ist die Reduktion der Ins-
tanzenzüge ein geeignetes Mit-
tel. Ob eine einzige kantonale In-
stanz ausreicht, ist letztlich eine
politische Ermessensfrage.

Die Gemeinden fürchten
um ihrMitspracherecht.
Die Gemeinden könntenweiter-
hin über die Nutzungsplanung
entscheiden, siewürden also ihr

bisheriges Vetorecht behalten.
Weiterhin könnten sie beim
Richtplan dieVerletzung derGe-
meindeautonomie monieren.
Neu soll aber der Kanton die
Baubewilligung erteilen, nicht
mehrdie Gemeinden.Bei solchen
Grossprojekten ist dies bereits
jetzt in fünf Kantonen eine Kan-

tonsangelegenheit, beispielswei-
se in Baselland oder Freiburg.

Braucht es ein zusätzliches
Vetorecht der Gemeinden?
Grundsätzlich zeigt sich ausmei-
ner Forschung, dass der Pla-
nungs- und Bewilligungsprozess
länger dauert, je mehr vetofähi-
ge Organisationen involviert
sind. Ein zusätzliches Vetorecht
fürGemeindenwäre deshalb der
Effizienz sicher nicht zuträglich.

Womöglichwären dieAnlagen
dann stärker legitimiert.
Gibt es einAkzeptanzproblem?

Die hitzige Debatte täuscht. Es
wird so dargestellt, als wären
ausnahmslos alle Projekte hart
umkämpft. In der Tat ist es aber
eine kleine, sehr gut organisier-
te Minderheit an Personen und
Organisationen, die sich mit be-
achtlichemErfolg gegen sehrvie-
le Projekte einsetzt.

Ähnlich tönt es aus dem
Bundesamt für Energie,
das Ihre Studiemitfinanziert.
Sind Sie da noch unabhängig?
Auf jeden Fall! Mein Forschungs-
projektwurde zu 91 Prozent vom
Schweizer Nationalfonds finan-

ziert und zu 9 Prozent vom BFE.
Beide Geldgeber machten nur
administrative Vorgaben, keine
inhaltlichen.Wofür die BFE-Gel-
der eingesetztwurden, ist imAb-
schlussbericht öffentlich einseh-
bar, da gibt es nichts zu verste-
cken. Zudem habe ich bisher nie
für dieWindkraft gearbeitet und
habe keinerlei Interessenbin-
dungen.

DieWindkraftgegner haben
letztes Jahrvorgerechnet,
dass in den letzten
17 Gemeindeabstimmungen
überWindanlagen
die Bevölkerung 14-mal
dagegen gestimmt habe.
Es kommt immer darauf an,wie
man rechnet. Tatsache ist: Bis-
herwurden auf Gemeindeebene
knapp drei Viertel aller rechtlich
bindenden Nutzungsplan- und
Baubewilligungsabstimmungen
angenommen. Bei den projekt-
bezogenen Gemeindeabstim-
mungen hat die Zustimmung in
letzter Zeit abgenommen. Seit
derAnnahme der Energiestrate-
gie 2017 wurden von sechs Nut-
zungsplanungen und Baubewil-
ligungen drei Projekte gutge-
heissen und drei verworfen.

Haben Sie dafür
eine Erklärung?
DieWindkraftwurdemit der Zeit
immer politisierter, die Fronten
haben sich verhärtet. Die Geg-
nerschaft hat sich professionali-
siert. Auch spielt die Biodiversi-
tätskrise seit einigen Jahren eine
viel grössere Rolle. Die parteipo-
litische Zusammensetzung in
den Gemeinden und den Kanto-
nen ist ebenfalls von Belang.

Inwiefern?
Gemeinden mit höherem SVP-
Wähleranteil stossen eher ein
Windenergie-Projekt an als ver-
gleichbareGemeindenmit tiefem
SVP-Wähleranteil.Vermutlich en-
gagieren sich Landwirtinnenund
Landwirte überdurchschnittlich
fürsolcheProjekte,da sie oft Land
zur Verfügung stellen. Und sie
stimmen auch stärker fürdie SVP
alsVertreter andererBerufsgrup-
pen. Schneller realisiert werden
solche Projekte allerdings nicht.

Undwie sieht es in Gemeinden
mit höherem rot-grünen
Wähleranteil aus?
Grüne und SP stecken in einem
«Grün-grün»-Dilemma. Einer-
seits wollen sie die Energiewen-
de rasch vorantreiben, um gegen
den Klimawandel zu kämpfen.

Andererseitswollen sie gegendie
Biodiversitätskrisevorgehen.Wie
sämtliche Energiegewinnungs-
formen ziehen auch Windkraft-
projekte Umweltauswirkungen
nach sich.Da gilt es, gut abzuwä-
gen. Und in dieser Abwägung ist
Rot-Grün gefangen.

Woran zeigt sich das?
In Gemeinden und Kantonenmit
höherem grünem, SP-, aber auch
grünliberalem Wähleranteil ist
keine Beschleunigung der Ver-
fahren ersichtlich. Für die GLP
ist dies insofern erstaunlich, als
dass das Wertversprechen der
Partei darauf aufbaut, grüne und
gleichzeitig infrastrukturfreund-
liche Politik zu betreiben. In der
Praxis lässt sich das aber nicht
nachweisen.

Waswäre nötig?
Mir scheint, dass die politischen
ParteienAngst haben, zumThe-
ma klar Position zu beziehen.
Und damit meine ich insbeson-
dere kantonale Parteien, die den
grössten Hebel in der Hand ha-
ben, umVerbesserungen derVer-
fahren voranzutreiben. Die Kan-
tonsparteien müssen beginnen,
das Thema systematisch und
strategisch zu beackern, nicht so
ad hoc und per Fragestunde,wie
das heute grossmehrheitlich der
Fall ist.

«Die hitzige Debatte täuscht»
Lex Windkraft Politiker planen eine kontroverseWindenergie-Offensive. Politologe Jonas Schmid von der Universität Bern sagt,
es sei eine gut organisierte Minderheit, die sich gegen viele Projekte einsetze.

Will auch die Bevölkerung mehr Windräder? Eine Windkraftanlage auf dem Nufenenpass. Foto: Keystone

Jonas Schmid
Der 34-Jährige schreibt
seine Dissertation zur
Rolle des Föderalismus
in den Windenergie-
Bewilligungsprozessen.
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